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Vorwort der Herausgeber

War die schwarz-gelbe Koalition in den ersten 50 Jahren der Geschichte
der Bundesrepublik Deutschland die häufigste Koalitionsvariante, so hat
sie es in den letzten 20 Jahren nur in einer einzigen Legislaturperiode gege-
ben: von 2009 bis 2013. Der finanzielle Gestaltungsspielraum war ange-
sichts der Staatsschuldenkrise in einigen Ländern der EU eingeschränkt,
die FDP, die auf Steuersenkung gesetzt hatte, stark in der Defensive.
Alexander Mittag nimmt sich dieser Phase unter einer spezifischen Frage
an.

Die vielfach erwartete – und gerade von der FDP begrüßte – Steuerre-
form blieb aus. Jedoch gab es während der schwarz-gelben Koalitionsregie-
rung drei unerwartete – weil nicht im Koalitionsvertrag vorgesehene – Re-
formen: die Umgestaltung des Arzneimittelmarktes der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (2010), die Aussetzung (faktisch: Abschaffung) der allge-
meinen Wehrpflicht (2011) sowie den Ausstieg aus der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie (2011). Diese Reformen, schon in der ersten Hälfte
der Legislaturperiode, waren auch deshalb keineswegs erwartet worden,
weil sie nicht recht zum Image der „bürgerlichen“ Regierung passten.

Sie wiesen, meint der Autor, einen „kontraidentitären“ Charakter auf.
Seine Leitfrage lautet: „Welche Bedingungsfaktoren können dazu führen,
dass Parteien eine Reform umsetzen, die der eigenen Identität in dem je-
weiligen Politikfeld entgegensteht?“ Sie ergänzt er um vier Unterfragen:
nach den Ursachen für die Reform, nach der Rolle der Fachminister, nach
dem Gelingen der Reform trotz der Vetospieler, nach den Auswirkungen
auf die Programmatik der Parteien. Die Hypothese lautet: „Kontraidentitä-
re Reformen bedürfen einer breiten Legitimation durch die innerparteili-
chen Entscheidungsgremien“ (Hervorhebung im Original).

Der Schwerpunkt betrifft bei allen drei Komplexen die mögliche Identi-
tätsbildung der Parteien durch Policy-Positionierung, erörtert u. a. anhand
der Grundsatz- und Wahlprogramme. Die dominante Rolle der Kanzlerin
bei der Wende in der Energiepolitik erhellt die starke Macht der Exekuti-
ve, unabhängig von der jeweiligen Partei-Identität. Bei den „Reformverläu-
fen im Policy-Cycle“ ist dieselbe Struktur gewählt worden (Problemkon-
stellation, Agendasetting, Politikformulierung, Politikimplementierung,
Politikevaluierung). Wurde das Arzneimittelneuordnungsgesetz gegen das
Votum der SPD, der Partei Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen verab-
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schiedet, so enthielt die Aussetzung der Wehrpflicht auch die Zustim-
mung der Grünen, und der Abschied von der friedlichen Nutzung der
Kernenergie fand die Unterstützung der SPD wie die der Grünen.

Die Ursachen für die Reformen sind jeweils unterschiedlich; die Rolle
der Fachminister ist es ebenso – Karl-Theodor zu Gutenberg trug den Re-
formprozess höchst offensiv voran; die Reformen gelangen wegen des Feh-
lens starker Vetospieler nicht zuletzt deshalb so schnell; die Wirkungen
der Reformen auf den drei unterschiedlichen Politikfeldern sind nachhal-
tig. Die Hypothese aus der Einleitung beantwortet Mittag eindeutig posi-
tiv. Er hat eine solide „literaturbasierte Fallanalyse“ vorgelegt und sich in
drei zum Teil komplizierte Politikfelder eingearbeitet, die Haltung der
Parteien zu ihnen ermittelt und dabei den Wandel mitsamt seinen Ursa-
chen untersucht. Dies war vorher so noch nicht geleistet worden. Durch
die starke Einbeziehung der Parteien setzt er die Akzente etwas anders als
der große Teil der einschlägigen Forschung, für welche die Exekutive im
Zentrum steht. Der Autor hat durch die Verbindung der theoretischen An-
sätze mit den empirischen Gegebenheiten eine gute Arbeit verfasst, bei
welcher der Anteil des analytischen Charakters mindestens so stark ist wie
jener des deskriptiven. Auch die Systematik in den zentralen Kapiteln
überzeugt. Die Nachvollziehbarkeit ist gegeben, Monokausalität in der Ar-
gumentation vermieden.

Alexander Gallus, Eckhard Jesse, Roland Sturm

Vorwort der Herausgeber
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